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Begründung zur 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 126 „Hugenot-
tenstr./Wilhelmstr.“ 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 30.09.04 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 
126 „Hugenottenstr. / Wilhelmstr.“ im vereinfachten Verfahren nach § 13 des BauGB insoweit 
zu ändern, dass die im Plangebiet festgesetzte neue Fahrstraße zwischen Bahnstraße und 
Wilhelmstraße eine geringere Erschließungsfunktion (teilweise Fuß- und Radweg) erhält so-
wie eine Erweiterung der im Erhaltungsbereich liegenden Zwiebackfabrik Praum ermöglicht 
wird: 
 
I. Straßenänderung 

  
Im derzeit gültigen Bebauungsplan ist der Neubau einer ca. 10 m breiten Straße enthalten, 
die von der Bahnstraße über das Gelände des Rathauses (Tiefgarage), führt und im weiteren 
Verlauf über das Gelände der ehem. Zwiebackfabrik Stemler im rechten Winkel an die Wil-
helmstraße anbindet. Die Straße sollte die Bezeichnung „Eduard-Desor.Straße“ erhalten. 
Neben der hinteren Erschließung der Grundstücke hatte die Straßenplanung den Gedanken, 
einen auf dem Stemler-Gelände vorgesehenen „Festplatz“ zu erschließen.  
 
Schon während der Endphase der Bebauungsplanung kristallisierte sich heraus, dass ein 
solcher Platz mit einer intensiven öffentlichen Nutzung nur schwer zu realisieren sein wird. 
Zum einen, weil diese Nutzung im Innenstadtbereich zu unvermeidbaren Störungen führen 
würde, zum anderen, weil die darunter vorzusehende Tiefgarage nicht tief genug abgesenkt 
werden kann, da Fels vorherrscht. Dadurch kommt es zwangsläufig zu einem starken Bruch 
in der Geländegestaltung (Tiefgarage zur Erdgleiche ca. 3 m Höhendifferenz), die sich zu 
einer Nutzung entsprechend des ursprünglichen Gedankens nicht eignet.  
 
In 2001 wurde mit den Eigentümern der Fa. Stemler ein Erschließungsvertrag zum Bau der, 
auf deren Grundstück im Bebauungsplan Nr. 136 „Hugenottenstraße/Wilhelmstraße“ festge-
setzten Verkehrsflächen geschlossen. Im Zusammenhang mit der Bebauung eines Teils des 
Stemler-Areals hatten die Eigentümer angefragt, ob die Möglichkeit bestünde, die „Eduard-
Desor-Straße“, die im Bebauungsplan Nr. 126 „ als „öffentliche Verkehrsfläche“ ausgewiesen 
ist, als Privatstraße zu belassen.  
 
Zur Frage, in wie weit das allgemeine öffentliche Interesse an dem Bau einer Straße in den 
Hintergrund treten könnte, sind folgende Fakten zu berücksichtigen:  
 

1. Die Erörterungen zu einem evtl. Umlegungsverfahren mit den Anliegern an der Wil-
helmstraße - einschl. der evang.-meth. Gemeinde - ergaben, dass sie an einer hinte-
ren Erschließung nicht interessiert sind.  

2. Eine überschlägige Schätzung der Baukosten für das erforderliche Brückenbauwerk 
über der Tiefgaragenausfahrt des Rathauses beläuft sich auf ca. 350.000 €. Darüber 
hinaus müsste die Ausfahrt entfallen, was wiederum technischen Aufwand (Rückbau, 
Ampelanlage etc.) und Nutzungseinschränkungen der Tiefgarage mit sich brächte.  

3. Der Vorbescheid für die auf dem Gelände des „Lindenhof“ geplante Seniorenwohnan-
lage beinhaltet eine Erschließung, die auf die Benutzung der „Desor-Straße“ verzich-
tet. Auch neuere Überlegungen zur Bebauung des Lindehof-Areals gehen von einer 
ausschließlichen Anbindung an die Hugenottenstraße aus  

4. Die städtebaulich vorgesehene Durchwegung des Geländes könnte auch durch öf-
fentlich-rechtliche sowie grundbuchrechtliche Geh- und Fahrrechte garantiert werden. 

5. Der „Festplatz“ als wesentliches Merkmal der früheren inneren öffentlichen Erschlie-
ßung wird nicht gebaut. 

 
Dies alles führt zu der Einschätzung, dass die Errichtung der Straße in der im Bebauungs-
plan enthaltenen Ausgestaltung, zumindest im Bereich zwischen Bahnstraße und Stemler-
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Gelände, nicht sinnvoll ist. Anstelle dessen bietet sich für die Nord-Süd-Achse die Schaffung 
eines ca. 2 – 3 m breiten Fuß- und Radweges an. 
 
Bei Verzicht des Baues im unteren Bereich hätte wiederum die im Bebauungsplan darge-
stellte Fahrstraße von der Wilhelmstraße auf das Stemler-Gelände nur noch die Funktion 
einer Grundstückszufahrt, wie sie in anderen Wohnanlagen häufig anzutreffen sind. Damit ist 
die Notwendigkeit des Baus und der Unterhaltung einer öffentlichen Erschließungsstraße 
nicht mehr gegeben.  
 
Es bleibt das städtebauliche Interesse an einer Fuß- und Radwegebeziehung. Dieses wird 
durch ein Geh- und Fahrrecht (Radfahrer) zugunsten der Allgemeinheit auf der verbleiben-
den privaten Verkehrsfläche und zwischen dieser und der Bahnstraße durch Festsetzung 
gesichert. 
 
II. Erweiterung Zwiebackfabrik „Praum“ 
 
Die Eigentümer der Zwiebackfabrik PRAUM, Hugenottenstraße 43 – 45, haben die Absicht, 
im hinteren Bereich ihres Grundstückes eine Halle anzubauen. Die überbaubare Fläche so-
wie die Ausnutzung, die im Bebauungsplan festgesetzt  ist, lassen dies jedoch nicht zu.  
 
Die Zwiebackfabrik Praum liegt im „Erhaltungsbereich“ des Bebauungsplanes. Städtebaulich 
soll die Gebäudestruktur der Hugenottenstraße erhalten werden. Dieser grundsätzliche Er-
haltungsgedanke soll thematisch auch die letzte noch arbeitende und im Familienbesitz be-
findliche Zwiebackfabrik erfassen. Für die Aufrechterhaltung des Betriebes ist die Halle er-
forderlich.  
 
Daher sollen die Festsetzungen des Bebauungsplanes so abgeändert werden (verschieben 
der Baugrenze, Erhöhung Ausnutzung nur für Zwiebackfabrik), daß der Bau der Halle zuläs-
sig wird. Bezüglich der Ausnutzungswerte wird im Bebauungsplan die Ausnahme-Regelung 
aufgenommen, dass im Erhaltungsbereich (Erhaltungssatzung) des B-Planes die Ausnut-
zungswerte bis zur Ausschöpfung der festgesetzten Baugrenzen („Baufenster“) überschritten 
werden können.  
 
Planungsverfahren: 
 
Da durch die Änderung die Grundzüge des Gesamtplanes nicht berührt werden (Wegebe-
ziehung als Planziel bleibt erhalten, dem Erhaltungsgebot der Erhaltungssatzung wird nach-
gekommen), soll diese im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB vorgenommen werden. 
Für die Beteiligung der Öffentlichkeit soll neben der Benachrichtigung der Träger öffentlicher 
Belange ein Offenlegungsverfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden.  
 
Eingriffe in Natur und Landschaft: 
 
Ein Eingriff wird durch die Änderungsplanung nicht vorbereitet. Der Entfall der Straße wirkt 
sich positiv auf die Bilanz der durch den B-Plan verursachten Eingriffe in Natur und Land-
schaft aus. Die zusätzlich ausgewiesene Bebauung findet auf bereits versiegelten Flächen 
statt, die bereits im seinerzeitigen Aufstellungsverfahren Gegenstand der Abwägung waren. 
 
Eine Umweltprüfung ist wegen der Geringfügigkeit nicht erforderlich und wird insofern nicht 
durchgeführt. 
 
Friedrichsdorf, November 2004 
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Änderungsinhalt: 
 
Betroffen ist ausschließlich das Anwesen „Hotel Lindenhof“, Hugenottenstr. 49/49 (Gemarkung 
Friedrichsdorf, Flur 5, Flst. 72, 73 und 66) – Bereich „5“ des Bebauungsplanes. 
 
Im Südosten (Bereich „Gehrecht/Gängelchen“) und Nordwesten (Bereich „alter Eingang Huge-
nottenstr.“) des Anwesens sollen die Baugrenzen ausgeweitet werden (s. Plan). Die Forderung 
nach „30 öffentlichen KFZ-Stellplätzen in einer Tiefgarage“ entfällt.  
 
Ausgangslage und Zielsetzung: 
 
Grundlage für die Bebauungsplanfestsetzungen im Bereich „5“ des B-Planes (Betriebsgrund-
stück Hotel/Gaststätte „Lindenhof“) war die im Jahre 1995/96 bestehende Absicht, das Areal mit 
einem Seniorenwohnheim zu bebauen. Dies wurde durch die Eigentümer verworfen. Das Hotel 
und die Gastronomie sollen nunmehr erhalten und neu aufgestellt werden.  
 
Um diese - bereits eingeleitete - Entwicklung zu erleichtern, wollen die Betreiber des Hotels 
„Lindenhof“ ihren Wohnsitz an die Betriebsstätte verlegen. Daher planen die Eigentümer im 
hinteren Bereich des Grundstückes die Errichtung von zwei zweigeschossigen Einfamilien-
wohnhäusern.  
 
Die Zufahrt und Andienung des Hotels erfolgt hauptsächlich über Teile des städtischen Rat-
haus-Grundstückes. Bei der Erweiterung des Lindenhofes im Jahre 1981 wurde mit dem Hote-
leigentümer eine Vereinbarung zivilrechtlicher Natur geschlossen sowie in Form von Baulasten 
fixiert, dass sich der Hotel-Eigentümer, als Gegenleistung für die in Anspruch genommene Zu-
fahrtsfläche, verpflichtet, seinen Hotel-Parkplatz durch Besucher des Rathauses mitbenutzen zu 
lassen.  
 
Bei Aufstellung des B-Planes im Jahre 1996 fand diese Vereinbarung mit der Forderung, 30 
öffentliche Stellplätze nachzuweisen, Eingang in die Bebauungsplanfestsetzungen. Wegen der 
(durch die geplante Seniorenwohnanlage) weitgehenden Überbauung des Grundstückes war 
die einzige Möglichkeit zum Nachweis der notwendigen Stellplätze die Errichtung einer Tiefga-
rage, was ebenfalls im B-Plan festgesetzt wurde.  
 
Im Hinblick auf die derzeitigen Nutzungsabsichten wäre eine Aufrechterhaltung dieser Forde-
rung nicht nur bezüglich der Anfahrbarkeit die schlechtere Variante; sie wäre auch unverhält-
nismäßig. Insofern soll zugunsten der oberirdischen Errichtung von der Tiefgaragenfestsetzung 
abgesehen werden. 
 
Wenngleich der Bebauungsplan dem Wohnhausbau grundsätzlich nicht entgegen steht, ist bei 
der von Seiten der öffentlichen Nutzung zu bevorzugenden Errichtung von 30 oberirdischen 
KFZ-Stellplätzen die Einhaltung der derzeitigen Baugrenzen sinnvoll nicht möglich. Gemeinsam 
mit den Eigentümern wurde ein Konzept erarbeitet, das eine klare Zonierung der einzelnen Be-
reiche vorsieht. Danach können 30 Kfz-Einstellplätze entstehen, die öffentlich gut anfahrbar 
sind. Gleichzeitig erhält das Wohngrundstück eine beruhigte Randlage. 
 
Die optimierte Anordnung der Nutzungen auf dem Grundstück bringt eine Verschiebung der 
Wohngebäude über die derzeitige südöstliche Baugrenze hinaus mit sich. Da die modifizierte 
Planung dem öffentlichen Wohl dient, sollen die Baugrenzen entsprechend in einem Ände-
rungsverfahren angepasst werden. Dies ist städteplanerisch unproblematisch, da die maßgebli-
che südöstliche Baugrenze durch die Planung einer 10 m breiten Straße begründet war. Dies 
war bereits mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes im Jahre 2004 aufgegeben worden. 
 
Im Zuge dieser Änderung soll ebenfalls die Baugrenze im Bereich des alten Einganges (nord-
westlich) auf das bestehende Grenzgebäude zurückgenommen werden, da dieses dort – ent-
gegen den ursprünglichen Planungen – verbleiben soll. 
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Nachbarschutz: 
 
Die Festsetzung von Baugrenzen hat bekanntermaßen keine nachbarschützende Wirkung. In-
sofern wird durch deren Erweiterung Nachbarschutz – etwa im Bezug auf die Nachbarn Rat-
haus, Zwiebackfabrik Praum oder evangelisch-methodistische Kirche – nicht berührt. Auch die 
beschriebene Anordnung der oberirdischen Stellplätze hat keine Auswirkungen, da nur Flächen 
betroffen sind, die heute schon Stellplatz- bzw. Garagenflächen sind. 
 
 
Umweltauswirkungen: 
 
Auswirkungen auf die Umwelt ergeben sich durch die Änderung nicht, da die Vergrößerung des 
Baufensters mit einem Verzicht auf die fast vollständige Unterbauung des Areals mit einer Tief-
garage kompensiert wird. 
 
Friedrichsdorf im Juli 2007 


